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VORWORT 

Als der Titel und das Thema für diese Diplomarbeit festgelegt wurden, 

stand die konkrete Herangehensweise noch nicht endgültig fest. Es war klar, dass 

sich die Arbeit mit dem G2B auseinandersetzen sollte, einem der interessantesten 

aktuellen Forschungsbereiche im eGovernment. Der Schwerpunkt lag in der Un-

tersuchung der Anforderungen, die die Wirtschaft an G2B stellt. Als eine mögliche 

Herangehensweise wurde erwägt, die Anforderungen an G2B rein aus der Sicht 

der Wirtschaft bzw. der Unternehmensverbände zu untersuchen. Bei den Recher-

chen dazu stellte sich jedoch sehr rasch heraus, dass es äußerst schwierig war, 

kompetente Ansprechpartner der Wirtschaft, insbesondere bei den organisierten 

Interessenvertretungen zu finden. Gleichzeitig bot sich bei einem der Gespräche 

im Vorfeld eine alternative Herangehensweise, nämlich die Arbeit in ein konkretes 

G2B-Projekt einzubinden. Dieses Projekt hat die Entwicklung eines Unterneh-

mensorientierten Dienstleistungsportal für Berlin zum Ziel. Das Institute of Electro-

nic Business, ein An-Institut der Universität der Künste in Berlin, hatte dafür ein 

Konzept geschrieben und sollte als Folgeauftrag u. a. die konkreten Vorausset-

zungen für eine Einbindung von Verwaltungsdienstleistungen in das Portal unter-

suchen. Ein Grund für die Entscheidung, diese Untersuchung als Diplomarbeit 

durchzuführen, war die Chance, in einem konkreten und aktuellen Projekt mitzu-

arbeiten. Ausschlaggebend war aber, dass so die Anforderungen der Wirtschaft 

an G2B in der Praxis untersucht werden konnten und gleichzeitig die Planung ei-

ner G2B-Strategie beurteilt werden konnte. 

An dieser Stelle sei Herrn Peter Herz und Herrn Alfrid Kussmaul, beide wis-

senschaftliche Mitarbeiter am IEB, für Unterstützung vor allem in der Anfangspha-

se der Untersuchungen dieser Arbeit gedankt. Des Weiteren zu danken ist Herrn 

Wolfgang Both von der Senatsverwaltung für Wirtschaft in Berlin und Herrn Mater-

ne vom Tiefbauamt Steglitz-Zehlendorf, die als kompetente Ansprechpartner für 

die Untersuchungen seitens der Verwaltung zur Verfügung standen. 
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Einleitung 1

1. EI NLEI TUNG 

1.1. Zielsetzung 

eGovernment ist das Schlagwort der Stunde in der Verwaltungsmodernisie-

rung. Das lässt sich bereits an der Anzahl und der Vielfalt der Protagonisten, die 

sich mit dem Thema auseinandersetzen bzw. sich dazu äußern, erkennen. Ent-

sprechend groß sind auch die Interessensschwerpunkte, die in der Debatte gelegt 

werden, und die Ziele, die mit eGovernment verfolgt werden. eGovernment wird so 

mit den verschiedensten Bereichen in Verbindung gebracht, woraus ein recht viel-

fältiges Bild entsteht. Wissenschaftliche Beiträge werden von der Politik- und Ver-

waltungswissenschaft (vgl. Jann 2002; Reinermann 2003; Reinermann/Lucke 

2002), der Wirtschaftswissenschaft (vgl. Meir 2002) sowie der Informatik bzw. 

Wirtschaftsinformatik (vgl. Saueressig 1999) veröffentlicht. Entsprechend den je-

weiligen Fachbereichen sind hier andere Schwerpunkte von Interesse. Die The-

men variieren vom eProcurement, also der Online-Beschaffung, und der eVergabe 

von öffentlichen Aufträgen über die eAdministration bis hin zur eDemocracy. Zwei-

tens existieren in der Politik wie innerhalb der Verwaltung auf allen Ebenen (Bund, 

Länder wie Kommunen) Modernisierungsbestrebungen, die sich mit diesen The-

men des eGovernment beschäftigen (vgl. Landesregierung NRW 2003; SenInn 

2002). Schließlich sind die aus der Zivilgesellschaft bzw. der Privatwirtschaft 

kommenden Interessierten zu nennen. Dies sind in erster Linie Anbieter von eGo-

verment-Software sowie Beratungsunternehmen (vgl. Booz Allen Hamilton 2002)1, 

aber auch Verbände und Interessensgruppen (vgl. GI/VDE 2000), die ihre jeweili-

ge Sicht von eGovernment haben.  

Die Bandbreite der Diskussion macht vor allem die Vielschichtigkeit von 

eGovernment deutlich. Eine vollständige Darstellung aller Aspekte von eGovern-

ment ist dabei schier unmöglich und auch kaum erstrebenswert. Vielmehr kon-

zentriert sich auch diese Arbeit auf einige bestimmte Aspekte von eGovernment. 

Im Kern des Interesses steht das Government-to-Business (G2B), die Gestaltung 

der Beziehung zwischen Verwaltung und Wirtschaft mit Informations- und Kom-

munikationstechnologien also. Dieser Bereich rückt in der allgemeinen eGovern-

                                            
1 Vgl. auch www.kpmg.de, www.de.cgey.com, www.pwc.com.  


